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üiber die 10. Sitzung der Grundordnungsversammlung






am 31.1. - 25 Mitglieder
am 1:2. - 24 Mitglieder
am 31.1. - Prof. Nitschke
am 1.2. - Prof. Nitschke, Prof. Runge
Reg.-Dir. Kammerer (Verwaltungsdirektor)
Rektoratsassistent Dr. Weller, Dr. Jauß
Reg.-Ass. von Loeper (als Schriftführer)
Herr Hinkel (1. Vorsitzender des Personalsrats
Fräulein Mühl (Vorstandsmitglied des Personal-
rats)
TAGESORDNUNG







Die Tagesordnung wurde in dieser Fassung genehmigt; für die
Ausschußberichte soll jeweils eine zeitliche Begrenzung festge-
setzt werden.
Der Vorsitzende gibt bekannt, daß Herr Barner wegen seiner Ver-
setzung nach Karlsruhe als Mitglied der GOV ausscheidet. Er be-
grüßt Herrn Dr. Weber als Nachfoiger für_HerrnBarner.HerrBarner
bedauert, daß er die Arbeit in der GOV aus persönlichen Gründen
nicht habe zuende führen können. Der Vorsitzende dankt für die Mit-
arbeit.
Punkt_1 der Tagesordnung: Genehmigung der Niederschrift über
die 8. und 9. Sitzung
Änderungen der Niederschrift über die 8. Sitzung: S. 2 unten zur
Klarstellung: 'wissenschaftliches Niveau': auf eine Steigerung des
wissenschaftlichen Niveaus soll der Fachbereich achten (vgl. Anlage 2
nicht die (von Herrn Bach vorgeschlagene) Senatskommission. Auf S. 8
sollte es in der vorletzten Zeile statt 'durchführen lassen'! 'durech-
zuführen! heißen. S. 10, Ergänzung zu Absatz 1: der Geschäftsführer
soll aus der Mitte des Vorstands gewählt werden. S. 6, vorletzter
Absatz: '(angespannte?)' ist ersatzlos zu streichen. S. 17, 1. Ab-
satz ergänzt: es soll versucht werden, von den wissenschaftlichen
Mitarbeitern des 2. und 3. physikalischen Instituts einen Modellvor-
schlag zu bekommen (wie Herr Häcker anregt), der von der Kommission
mitzuberücksichtigen ist.
Die Niederschrift über die 8. Sitzung wird
Die Niederschrift über die 9. Sitzung wird
genehmi gt .
genehmi gt ‘
Tagesordnung Punkt 2: 1. Lesung
Es wird über die Paragraphen des 1. Entwurfs einer Grundordnung
in der Fassung vom 30.1.1969 beraten. Mitberücksichtigt werden die
gesammelten Änderungsvorschläge von Universitätsangehörigen sowie
in früheren GOV-Sitzungan abgelehnte Anträge von GOV-Mitgliedern.
Des weiteren werden gesammelte Änderungsvorschläge von Herrn
Addicks vorgelegt (vgl. Anlage 1). /
Die in der 1. Lesung jeweils beschlossene Fassung der Para-
graphen des GO-Entwurfs ist in Anlage 2 wiedergegeben.
Zu S 1 (Aufgaben der Universität)
A
.
Vorab wird darüber diskutiert, ob eine Präambel nach Vorschlag
Addicks (vlg. Anlage 1) eingefügt werden sollte. Überwiegend wird
angenommen, daß es ausreichend sei, wenn die Grundgedanken in $ 1
- Aufgaben - dargelegt werden. Ein Antrag, eine Präambel einzufügen,
wird abgelehnt (dafür 2 bei 11 Gegenstimmen, 8 Stimmenthaltungen).
S 1 des GO-Entwurfs und des Vorschlags Addicks werden verglichen.
Herr Stute hält den Vorschlag Addicks für besser formuliert und bit-
tet nur, in Ziff. 4 statt 'gesellschaftspolitischen Prozesse' ideo-
logiefreiere Worte zu verwenden. Vorschlag von Herrn Güth: gesell-
schaftliche Bedingungen und Prozesse in der Gesellschaft, die die
Erfüllung ihrer Aufgaben beeinflussen, werden von der Universität
kritisch geprüft und mitgestaltet. Herr Hofmann (zu Herrn Stute ge-
richtet): eine Ansicht, die in dem Wort gesellschaftspolitische Pro-
zesse eine Ideologie erblicke, sei bereits selbst eine.
Herr Volkmann schlägt die Formulierung vor: Sie ist sich ihrer
kritischen Verantwortung gegenüber der Gesellschaft bewußt und sucht
mit den ihr angemessenen Mitteln auf die Bedingungen einzuwirken,
von denen ihre eigene Arbeit beeinflußt wird. Hierzu Herr Bach: 'an-
gemessene Mittel' sollte gestrichen werden.
Es wird ein Ausschuß gebildet, welcher $ 1 anhand des Vorschlags
Addicks neu formulieren soll, wobei aus der Präambel von Herrn
Addicks etwas über die prognostischen Aufgaben hereingenommen werden
soll. Ihm gehören an die Herren: Addicks, Volkmann, Bach, Hofmann.
Dieser legt später den in Anlage 2 wiedergegebenen Vorschlag vor,
dem die Mitglieder zustimmen.
$ 2 (Rechtsnatur)
wurde in der vorliegenden Fassung einstimmig beschlossen.
Zu $ 3 (Angehörige der Universität)
Herr Addicks beantragt, Abs. 2 und 3 zu streichen. Herr Kammere:
hierzu: eine Regelung im Sinne von Abs. 3 sei wegen S 5 Abs. %
HSchG nötig.
Herr Häcker weist darauf hin, daß den in Abs. 1 Ziff. 53 genannten
Personen nach dem Hochschulgesetz nicht das Recht der Selbstver-
waltung zustünde. Herr Kammerer hierzu: die vorgesehene Regelung
sei nicht als contra legem zu betrachten. Herr Güth: da das tech-
nische und Verwaltungspersonal in den Organen vertreten sei, sollte
es dementsprechend auch die in Abs, 3 aufgezählten Pflichten haben.
Abs. 3 wird - in der gekürzten Fassung - einstimmig angenommen.
Zu Abs. 2: Herr Kammerer verweist auf $ 5 Abs. 2 HSchG. Die Regelung
sei jedoch im Hinblick auf den eben beschlossenen Abs. 3 entbehrlich.
Herr Güth möchte die Fassung 'dafür zu sorgen' durch 'Zusammenwirken'
ersetzen. Herr Hunken hält Abs. 2 für gefährlich, da man ihn für den
allgemeinen Ruhe- und Ordnungsparagraphen halten könne. Herr Runge
spricht sich für diesen Absatz aus als Vorsorge für kritische Situa-
tionen.
Es wird beschlossen Abs. 2 zu streichen (bei 2 Gegenstimmen und
1 Stimmenthaltung).
Zu $_3a (Verpflichtung auf die Grundordnung) - jetzt 5 4
Statt 'Mitglied' soll es 'Angehörige' heißen (vgl. $ 3). Herr Kam-
merer: gedacht sei daran, jedem Universitätsangehörigen bei seinem
Eintritt unter Hinweis auf S$ 4 ein Exemplar der Grundordnung auszu-
händigen. Es wird darauf hingewiesen, daß die Grundordnung auch oh-
ne diesen Paragraphen verpflichtend ist (Herr Häcker), daß man sich
aber durch ihn vielleicht mehr gebunden fühle (Herr Spanka). Um klar
zustellen, daß die Grundordnung mit ihrem Erlaß für alle Angehörigen
und nicht nur für die Neueintretenden verpflichtend ist, wird auf
Antrag von Herrn Wagner folgende Formulierung beschlossen: Jeder An-
gehörige der Universität ist verpflichtet, diese Grundordnung einzu-
halten (mit 1 Gegenstimme).
Herr Stute regt an, die Überschrift wegzulassen.
Zu Ss 4% - Rektor - (Aufgaben!- jetzt S 5
A
N
Zu Abs. 1 schlägt Herr Addicks folgende Formulierung vor: der Rek-
tor vertritt die Gesamtuniversität.
Herr Volkmann fragt nach dem Unterschied zwischen Universität und
Gesamtuniversität. Herr Kammerer hierzu: der Rektor solle nach
außen hin die gesamte Universität repräsentieren; bei Angelegenhei-
ten, die nur zu den Personal- und Wirtschaftsfragen gehörten, ver-
trete der Kanzler nach außen hin die Universität. Herr Addicks: die-
se Unterscheidung solle man nicht betonen. Herr Stute hat gegen die
Formulierung 'gesamte Universität! deshalb Bedenken, weil man da-
durch an anderen Stellen, an denen man nur 'Universität' sagt, ein-
geschränkt würde. Ähnlich Herr Hofmann: im Begriff 'Universität!'
sei die Universität in ihrer Gesamtheit bereits enthalten.
Abgelehnt wird die folgende Formulierung: Der Rektor vertritt die
Universität als Ganzes (dafür 8 bei 10 Gegenstimmen und 2 Stimment
haltungen).
Die Mitglieder sprechen sich für die Formulierung aus: Der Rektor
vertritt die Universität (dafür 13 bei 1 Gegenstimme und 5 Stimm-
enthaltungen).
Herr Blenke hält die beschlossene Formulierung im Minblick auf
S$ 14 HSchG für bedenklich, da der Kanzler in Wirtschafts- und Per-
sonalangelegenheiten die Universität vertrete.
Es wird beschlossen, über diese Frage weiterzuberaten.
Herr Stute beantragt die Formulierung: Der Rektor steht an der
Spitze der Universität und vertritt sie als Ganzes (dafür 10 bei
10 Gegenstimmen; angenommen mit der Stimme des Vorsitzenden). Mei-
nungsbefragung: für die kürzere Fassung hätten sich 12 Mitglieder
ausgesprochen.
Auf Befragen erklärt Herr Kammerer: Wenn bei Vorlage der Grundord-
nung das Kultusministerium gegen eine Bestimmung rechtliche Beden-
ken habe, so gelte die beanstandete Fassung nicht ohne weiteres,
sondern die Grundordnung gelange zur erneuten Beratung der stritti-
gen Punkte in die Grundordnungsversammlung zurück.
Ein Antrag von Herrn Güth, jetzt zu Abs. 2 überzugehen, wird abge-
lehnt (dafür 8 bei 11 Gegenstimmen).
Folgende Formulierung wird beschlossen: Der Rektor vertritt die
Universität als Ganzes (dafür 14 bei 5 Gegenstimmen und % Stimm-
enthaltungen).
Zu Abs. 2:
Ein Antrag von Herrn Güth, statt 'des Senats‘ 'die Senate' zu
schreiben, wird abgelehnt (dafür 3 bei 16 Gegenstimmen und 3 Stimm-
enthaltungen).
Abs. 2 wird angenommen (dafür 20 bei 1 Gegenstimme).
Es wird beschlossen, Abs. 3 zu streichen, da das Hochschulgesetz
eine gleichlautende Formulierung enthält (angenommen bei 2 Gegen-
stimmen). Hierzu Herr Hofmann: dadurch würde das Verständnis für
das Funktionieren der Universität als Ganzes erschwert.
Auf Antrag von Herrn Güth wird Abs. 4 wie folgt ergänzt: Der Rektor
koordiniert die Akademische- und Wirtschaftsverwaltung in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Kanzler nach den Beschlüssen von Senat und Ver-
waltungsrat (dafür 16 ohne Gegenstimmen bei 5 Stimmenthaltungen)-
Es wird darüber diskutiert, ob die Hausordnung vom Senat und Ver-
waltungsrat gemeinsam erlassen werden soll. Herr Kammerer: Senaty
da Gesamtuniversität betroffen, Verwaltungsrat, da es auch um Per-
sonal- und Wirtschaftsfragen gehe. Herr Bertram spricht sich gegen
die Mitwirkung des Verwaltungsrats aus, da die Argumente erschöpfend
im Senat vorgebracht werden könnten. Herr Böcker: der Verwaltungsrat
genieße das höchste Vertrauen.
Herr Blenke möchte, daß Satz 2 an anderer Stelle - bei Erlaß der
Grundordnung - aufgeführt wird. Herr Kammerer: das sei nur zweckmäßig,
wenn lediglich der Senat (oder der Verwaltungsrat) zuständig sei.
Auf Antrag von Herrn Bertram und Herrn Runge wird beschlossen:
Die Hausordnung wird nicht vom Verwaltungsrat beschlossen (dafür 16
bei 2 Gegenstimmen und 6 Stimmenthaltungen).
Abs. 5_Satz_2 wird gestrichen und soll bei den Aufgaben des Senats
aufgeführt werden.
Auf Befragen erklärt Herr Kammerer: Diese Hausordnung hat nichts
mit einer Disziplinarordnung zu tun.
Herr Häcker legt Wert auf eine BiNdung des Rektors an Richtlinien
der Hausordnung. Herr Hunken sieht zwischen den Begriffen Hausord-
nung und Hausrecht wesentliche Unterschiede,
Auf Antrag von Herrn Bertram wird beschlossen, die Frage der
Hausordnung bei den Aufgaben des Senats zu behandeln und vom
Hausrecht zu trennen (mit 2 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen)}
Es wird darüber diskutiert, ob Satz 1 dergestalt ergänzt wer-
den soll, daß der Rektor das Hausrecht im Rahmen der Hausordnung
oder nach den Richtlinien der Hausordnung ausüben solle. Herr Sprin-
ger: Man sollte verhindern, daß der Rektor in Fällen, die durch die
Hausordnung nicht abgedeckt seien, selbständig handle. Herr Hunken:
Das Hausrecht sollte man nicht in einer Hausordnung in Paragraphen
zementieren. Herr Spanka befürchtet einen Mißbrauch bei zu freiem
Ermessen.
Abgelehnt wird der folgende Antrag: Der Rektor ist an die Hausord-
nung gebunden (dafür 9 bei 6 Gegenstimmen und 9 Stimmenthaltungen).
Herr Lambert beantragt, einen Abs. 6 (jetzt Abs. 5) folgenden
wortlauts einzufügen: Der Rektor gibt einmal jährlich im Großen Se-
nat einen kritischen Rechenschaftsbericht über die Situation der
Universität im politischen Raum, über seine Amtsführung und grund-
sätzlichen Absichten, über die Tätigkeit der Organe der Universität
sowie über das Wirken der ständigen Einheiten in Forschung und Lehre
(Formulierung des GOV-Ausschusses 'Rechenschaftsbericht des Rektors')
Die Formulierung 'politischer Raum' wird von Herrn Stute bean-
standet. Herr Zoller: Er verstehe nicht, was ein Rechenschaftsbericht
mit einem Situationsbericht zu tun habe, den er nicht zu verantwor-
ten habe. Herr Hofmann: gemeint sei: Verhalten unter Berücksichti-
gung der politischen Situation. Auf die Einschätzung der Situation
durch den Rektor müsse eingegangen werden, denn die Situation im
allgemein politischen Raum habe großen Einfluß auf den Zustand der
Universität im Innern. Herr Blenke schlägt vor zu schreiben: Bericht
über die hochschulpolitische Situation. Herr Güth regt an vorzusehen,
daß der Rechenschaftsbericht schriftlich vorgelegt wird und der Rek-
tor hierzu Erläuterungen abgibt.
Sr
Herr Zoller: Der Rektor solle ähnlich wie der AStA kein politisches
Mandat ausüben. Herr Spanka hierzu: Es könne durchaus sein, daß der
Rektor zu bestimmten Ereignissen nicht dezidiert Stellung nimmt, son-
dern nur darauf eingehe, warum z.B. bestimmte Veranstaltungen abge-
halten worden seien. Herr Hofmann: Es gibt keine isolierte Hochschul-
politik mehr.
| - jetzt Abs. 5
Auf Vorschlag des Vorsitzenden wird Abs. 6 in der etwas geänder-
ten Fassung (vgl. Anlage 2) angenommen (bei 1 Stimmenthaltung).
Zu S 6 (Amtszeit und Wiederwahl) - jetzt S 7
Herr Güth teilt mit, daß an anderen Universitäten folgende Amts-






Ss wird beschlossen als Amtsdauer 4 Jahre vorzusehen (dafür 18 bei
3 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Des weiteren wird mehrmalige Wiederwahl beschlossen (dafür 21 bei
1 Gegenstimme und 1 Stimmenthaltung).
Herr Stute möchte, daß der Rektor nur aus der Reihe der an der Uni-
versität Stuttgart tätigen ordentlichen Professoren gewählt werden
könne. Herr Kammerer hierzu: es liege ein Gutachten eines Ordinarius
aus Freiburg vor, der es rechtlich für zulässig halte, auch einen
Ordinarius einer anderen Universität zu wählen. Herr Dosse: Man sol-
le sich nicht die Möglichkeit nehmen auch jemand zu wählen, der bei-
spielsweise erst vor kurzem die Universität verlassen habe.
Herr Kammerer: Ein bisher außerhalb der Universität Stuttgart täti-
ger ordentlicher Professor würde mit seiner Wahl zum Rektor Mitglied
des Lehrkörpers.
Ein Antrag von Herrn Stute, Abs. 2 Satz 1 wie folgt zu formulieren:
'wählbar ist jeder ordentliche Professor der Universität Stuttgart’,
wird abgelehnt (dafür 6 bei 17 Gegenstimmen ohne Stimmenthaltung)-.
Herr Böcker gibt sein Befremden zu dem Abstimmungsergebnis zu Froto-
koll.
Außerordentliche Professoren werden nicht erwähnt, weil es diese bei
der Universität Stutteart nicht mehr gibt.
Der Vorsitzende regt an, den Herbst als Beginn der Amtszeit vor-
zusehen: Seiner Information nach würden dies die anderen Univer-
sitäten tun im Einklang mit dem Studienjahrbeginn. Herr Zoller:
hierin sehe er keinen sachlichen Grund, im Gegenteil sei es nicht
als zweckmäßig anzusehen, wenn der Rektor gleich mit der Immatriku-
lation beginnen müßte.
Die Mehrheit der Mitglieder spricht sich für die Beibehaltung des
1. April als Beginn der Amtszeit aus (dafür 15 ohne Gegenstimmen
bei 7 Stimmenthaltungen).
Zu 57 (Wahlverfahren) - jetzt Ss 8
Abs. 1 wird angenommen (bei 2 Stimmenthaltungen).
Zu Abs. 2:
Herr Güth beantragt, die Frage des erweiterten Großen Senats für
die Wahl des Rektors bei $ 11 zu diskutieren (angenommen: 12 dafür
bei 9 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung).
Hierzu Herr Stute: die bei der Rektorwahl im erweiterten Großen Se-
nat mitwirkenden übrigen Lehrstuhlinhaber würden dadurch nicht Mit-
glieder des Großen Senats. Herr Kammerer hierzu: sie würden inso-
weit (für die Rektorwahl) Mitglieder. Man könne diese Frage daher
sowohl in S 6 als auch in S$ 11 regeln.
Herr Volkmann beantragt, die Frage des erweiterten Großen Senats
jetzt zu erörtern unbeschadet der Frage, ob eine Regelung in $ 6
oder $ 11 zu erfolgen habe (dafür 12 bei 10 Gegenstimmen).
Auf Antrag von Herrn Knauer wird beschlossen, die Frage des erwei-
terten Großen Senats sachlich vorzuziehen, aber erst nach einer Pau-
se (Mittagessen) zu behandeln (dafür 16 bei 2 Gegenstimmen und 3
Stimmenthaltungen).
Herr Addicks verliest und kritisiert einen Erlaß des Innenministe-
riums an die Regierungspräsidien vom 28.11.1968, betreffend die
Aufenthaltserlaubnis für Studenten und Praktikanten aus Entwicklungs
ländern: Diskussionsbeitrag zu den Erörterungen bei $ 4 Abs. 6: der
Rektor gibt einen kritischen Bericht über die Lage der Universität
im politischen Raum-
Bei der Diskussion über den erweiterten Großen Senat für die
Rektorwahl meint Herr Lambert, man sollte hier vom Hochschul-
gesetz abweichen und den Großen Senat im gleichen Maße auch um
Assistenten und Studenten erweitern.
Auf Antrag von Herrn Bertram wird beschlossen, über die Frage des
erweiterten Großen Senats (bei der Rektorwahl) ein Meinungsbild
herzustellen (dafür 13 bei 8 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung)-
Ergebnis:
Für einen um alle Ordinarien erweiterten Großen Senat sprechen sich
9 Mitglieder aus, dagegen 11 bei 2 Stimmenthaltungen.
Herr Volkmann setzt sich nachdrücklich für die Erweiterung des
Großen Senats ein: mit der Berufung hätten die Ordinarien das ver-
briefte Recht erhalten, an der Rektorwahl aktiv teilzunehmen; wür-
den sie hiervon künftig ausgeschlossen, so sei mit Verbitterung und
mit einer wesentlichen Verschlechterung des Arbeitsklimas zu rech-
nen. Mehr als 90 % der Ordinarien seien hier der gleichen Ansicht
und seien zu Konzessionen auf für Nichtordinarien gewichtigeren Ge-
bieten bereit, wenn ihnen nicht dieses Recht der Rektorwahl genom-
men werde. Der Ausgang der Wahl werde sicher nicht entscheidend da-
durch beeinflußt, ob nun statt 50 % etwa 63 % Ordinarien an der Wahi
teilnehmen. Hinzu komme, daß immer ein Teil an der Teilnahme der
Wahl verhindert sei.
Herr Bertram entgegnet, man müsse die Frage im Zusammenhang mit der
Gesamtstruktur sehen, das Repräsentativprinzip sollte hier nicht
durchbrochen werden. Die Machtstellung der Ordinarien sei ohnehin
nicht erschüttert, vgl. die Zusammengtzung im Senat. Herr Volkmann:
die Ordinarien hätten im Fachbereich, wo die wesentliche Arbeit ge-
leistet werde, freiwillig auf die absolute Mehrheit verzichtet und
würden dort nur mit 1/3-37 % der Stimmen vertreten sein. Herr Runge
man sollte in dieser Frage elastisch sein und Konzessionen machen,
wenn dafür Wesentlicheres an Zugeständnissen gewonnen werden könnte
Herr Güth wendet sich gegen einen Handel, der hier angedeutet werde
Er müsse sich entschieden für das Repräsentativprinzip aussprechen;
keine andere Universität habe im übrigen bisher den erweiterten Gro
ßen Senat vorgesehen; ähnlich Herr Spanka. Herr Wagner: das verbrie
te Recht wurde durch die Gesetzesänderung aufgehoben. Herr Bertram:
wie solle sich der Rektor für alle verantwortlich fühlen, wenn er
wisse, daß er von 63 % der Ordinarien gewählt worden sei.
Herr Hunken: er halte den Wunsch nach Erweiterung des Großen
Senats für legitim. Der Gesichtspunkt des Proporzes und der Ge-
danke, daß die gesamte Hochschule ihren Rektor wählen solle, hal-
te er jedoch für wichtiger.
Herr Blenke macht den Vorschlag, alle Ordinarien als wahlberechtigt
zuzulassen, jedoch die Einzelstimmen nur mit einem geringeren Pro-
zentsatz zu werten, und somit das Gesamtgewicht der Ordinarien, wie
es im nicht erweiterten Großen Senat vorläge, nicht zu erhöhen.
Der Vorsitzende hierzu: diese Lösung erscheine ihm im Hinblick auf
die Aberkennung des vollen Stimmrechts der Ordinarien-Mitglieder im
nicht erweiterten Großen Senat bedenklich.
Herr Volkmann beantragt namentliche Abstimmung über die Frage, ob
die Rektorwahl vor dem erweiterten Großen Senat stattfinden solle.
Herr Bertram beantragt geheime Abstimmung. Herr Güth verweist
hierzu auf $ 5 Abs. 5 der Geschäftsordnung, die auf Verlangen eines
Mitglieds eine geheime Abstimmung gestatte. Herr Götz bittet Herrn
Bertram, seinen Antrag zurückzuziehen, denn jeder sollte so viel
Zivilcourage haben, auch zu seiner Stimmabgabe zu stehen.
Bei der nachfolgenden geheimen Abstimmung sprachen sich 8 für die
Erweiterung des Großen Senats aus, 16 dagegen.
Fortsetzung zu S_7
Abs. 2 wird angenommen (bei 1 Gegenstimme und 1 Stimmenthaltung).
Zu Abs. 33
Es wird darüber diskutiert, ob die Unterschrift von 15 Mitgliedern
des Großen Senats oder 100 Mitgliedern der Universität tatsächlich
eine Erschwernis darstelle, und ob man dadurch bereits mit einem be-
achtlichen Rückhalt in die Wahl gehe. Des weiteren wird erörtert,
ob es nicht ausreichend sei, wenn eine mündliche Einverständniser-
klärung vorliege.
Auf Antrag von Herrn Häcker wird der Nebensatz im 1. Satz gestrichen
(dafür 17 bei 6 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Des weiteren wird der 2. Satz gestrichen (dafür 17 bei 5 Gegenstim-
E
men und. 1 Stimmenthaltung)-.
Beim letzten Satz wird erörtert, was unter 'prüfen'‘ zu verstehen
ist. Für Beibehaltung des letzten Satzes sprechen sich aus: 15
bei 8 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen.
Zu Abs, 4:
Insbesondere Herr Böcker spricht sich dagegen aus, die Kandidat%en
der Hochschulöffentlichkeit vorzustellen: Eine Konkurrenz der mög-
lichen Rektoren vor einem Gremium, das nicht wahlberechtigt sei;
ebenso Herr Lambert: es wäre bedauerlich, wenn ein befähigter Kan-
didat wege der Öffentlichkeit, etwa durch Ungeschicklichkeit oder
durch Sensation, ausscheiden würde. Herr Stute: man habe damals noch
eine andere Vorstellung von der Hochschulöffentlichkeit gehabt.
Inzwischen habe sich herausgestellt, daß die breite Öffentlichkeit
ohnehin nicht interessiert sei. Herr Bertram hierzu: die Hearing‘'s
bieten keinen Maßstab. Der Vorsitzende: Vorstellung hochschulöffent-
lich, aber ohne Rederecht.
Herr Wagner meint, auch die Vorstellung sollte schon hochschulöffent-
lich sein, denn man sollte rechtzeitig erfahren können, welche hoch-
schulpolitischen Vorstellungen der Kandidat habe.
Herr Pick schlägt folgende Formulierung vor: Die Kandidaten stellen
sich dem Großen Senat (hochschulöffentlich). vor.
Ein Gegenantrag von Herrn Springer: Die Kandidaten stellen sich der
Hochschulöffentlichkeit vor, wird abgelehnt (dafür 8 bei 12 Gegen-
stimmen und 3 Stimmenthaltungen).
Der Antrag von Herrn Pick wird angenommen: Die Kandidaten stellen
sich dem Großen Senat vor (dafür 20 ohne Gegenstimmen bei 3 Stimm-
enthaltungen).
Herr Wagner: Er hätte es vorgezogen, wenn den Zuhörern auch ein Re-
derecht: eingeräumt würde. Hierzu Herr Kammerer: dies könne der Gro-
ße Senat von Fall zu Fall beschließen. ;
Es wird erörtert, ob bei der Wahl mindestens 2 Vorschläge vorliegen
müssen. Herr Hunken meint, einer müsse reichen und beantragt folgen-
de Formulierung: Werden keine Wahlvorschläge eingereicht, so hat der
Nominierungsausschuß einen eigenen Vorschlag vorzulegen.
&amp;
Herr Böcker hierzu: statt 'hat' 'kann‘ (Aufstellung eines Kandi-
daten auch noch während der Wahl), ein Vorschlag, der jedoch all-
gemein abgelehnt wird.
Herr Güth regt an, zwischen Vorstellung und Wahl eine Zeitspanne
festzulegen.
Abs. 4 Satz 1 wird entsprechend Antrag Hunken angenommen.
Die Mitglieder stimmen folgender Formulierung zu: Die Wahl fin-
det frühestens 1 Woche nach der Vorstellung statt (dafür 17 ohne
Gegenstimmen bei 3 Stimmenthaltungen). /
Herr Wagner: Es sei zu überlegen, ob man nicht während der Frist
noch neue Kandidaten vorschlagen könne, wenn z.B. die Vorstellung
nicht überzeugend gewesen sei.
Herr Stute regt an, die Wahl und nicht die Vorstellung in den Vor-
dergrund zu stellen. Sein Vorschlag: Die Vorstellung muß mindestens
1 Woche vor der Durchführung der Wahl stattfinden.
Herr Güth meint, es sei am zweckmäßigsten, wenn der Große Senat den
Wahltermin nach der Kandidatenvorstellung festlege. Herr Stute: man
sollte die Verantwortung für die Vorschläge eindeutig beim Nominie-
rungsausschuß belassen.
Es wird beschlossen, in die Grundordnung die Formulierung aufzuneh-
men:
Die Vorstellung muß mindestens 1 Woche vor der Wahl statt-
finden (dafür21 ohne Gegenstimmen bei 1 Stimmenthaltung)-
Wenn nur 1 Kandidat zur Wahl steht, muß dieser mindestens
40 % der Stimmen erhalten (dafür18 bei 2 Gegenstimmen und
2 Stimmenthaltungen).
Zu dem letzteren Beschluß Herr Blenke: nach dieser Regelung könnten
etwa 2 Kandidaten zusammen weniger als 40 % erhalten und dennoch könn-
te einer von ihnen gewählt werden.
Herr Volkmann: warum solle das Vorhandensein eines Konkurrenten die
Wahl erleichtern?
Abs. 5 (jetzt 6)
wird angenommen (dafür 21 ohne Gegenstimmen).
Abs. 6 (jetzt 7)
wird ebenfalls angenommen (dafür 21 ohne Gegenstimmen).
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Zu Abs, 7 (jetzt 8)
Keine Briefwahl, da mehrere Wahlgänge stattfinden. Die Worte
"und schriftlich' werden gestrichen. Abs. 7 wird einstimmig
angenommen.
Zu Abs. 8 (jetzt 9)
Eine Regelung aufzunehmen, wonach zwischen den Wahlgängen eine
Pause stattfinden soll, erschien entbehrlich,
Zum 2. Teil des Abs. 8:
Herr Böcker meint, die neue Wahl müsse auch sofort stattfinden
können. Herr Hunken: das solle man dem Vorsitzenden überlassen.
Die in Anlage 1 wiedergegebene Fassung wird angenommen.
Zu Abs. 9 (jetzt 10)
Nlerr Wagner schlägt vor, den Rektor für die volle Amtszeit zu
wählen. Hierzu Herr Hofmann: der Kreis der Bewerber würde zu sehr
eingeschränkt bei einer kurzfristigen Festlegung auf 4 Jahre.
Zu dem Vorschlag von Herrn Addicks (vgl. Anlage 1): Herr Kammerer:
Es sollte Aufgabe des Dekans bzw. Fachbereichs sein, daß sich die
Wahl zum Rektor nicht nachträglich auf die Geschäfte von Lehrstuhl
und Institut auswirke . Diese Frage sollte man jedoch beim Fachbe-
reich behandeln.
Abs. 9 wird angenommen (mit 1 Gegenstimme)
2. Sitzungstag
Zu $ 7 (Abwahl)_- jetzt S 8
Abs. 1 wird angenommen (dafür 21 ohne Gegenstimmen bei 1 Stimm-
enthaltung).
Zu Abs. 2:
Gegen den Vorschlag von Herrn Frank, daß zugleich auch der Ver-
waltungsrat abgewählt werde, spricht sich Herr Blenke aus.
Herr Spanka: Das solle man beim Verwaltungsrat behandeln.
Es wird darüber diskutiert, ob eine qualifizierte Mehrheit
verlangt werden sollte. Die Mehrheit spricht sich dafür aus,
daß die Abwahl nur mit 2/3 Mehrheit erfolgen soll (dafür 13 bei
7 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung).
Herr Stute äußert hierzu Bedenken im Hinblick auf $ 15 HSchG.
Auch Herr Kammerer ist der Auffassung, daß nur eine einfache Mehr-
heit vorgesehen werden könne. Auf Grund dessen wird beschlossen,
Abs. 2 in der bisherigen Fassung (einfache Mehrheit) zu belassen
(dafür 17 bei 4 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung). Es wurden al-
lerdings, z.B. von Herrn Götz, Bedenken geäußert, ob man nicht
doch $&amp; 15 HSchG anders auslegen könne.
Zu Abs. 32
Von Satz 2 an muß es nach einem Vorschlag von Herrn Kammerer wie
folgt lauten: 'kommt eine Wahl nicht zustande, so muß innerhalb
1 Monats der Große Senat zur Rektorwahl nach $ 6 Abs. 2-5 einbe-
rufen werden. Bis zur Neuwahl leitet der Prorektor die Universität
(einstimmig angenommen).
Abs. 4
entfällt. Herr Volkmann regt an, die Formulierung 'leitet die Uni-
versität' auch für $ 4 Abs. 1 vorzusehen.
Zu S$ 8 - Prorektor - (Aufgabe, Amtszeit, Wiederwahl)_- jetzt S_9
Herr Güth schlägt für Satz 2 des Abs. 1 folgende Regelung vor:
Sind beide verhindert, so führt der Vorsitzende des Großen Senats
oder einer der Referenten die Geschäfte. Der Prorektor oder einer
der sonstigen Stellvertreter muß stets für die Universität erreich-
bar sein (Referent = Vorsitzender ständiger Senatskommissionen).
Herr Böcker schlägt vor, 2 Prorektoren zu wählen.
Herr Stute meint: Der Dekan sei nicht der geeignete Vertreter, da






Gegen 2 Prorektoren spricht sich Herr Lambert aus. Anders Herr
Böcker: jeder Prorektor sollte ein bestimmtes Ressort überneh-
men. Nerr Güth: der 2. Prorektor müßte dann aber auch gleichzei-
tig Mitglied des Verwaltungsrats sein. |
Eine von Herrn Volkmann vorgeschlagene Formulierung des Satzes 2
wird schließlich angenommen (dafür 19, 1 Gegenstimme und 2 Stimm-
enthaltungen).
Herr Güth zieht seinen Antrag, daß der Vertreter erreichbar sein
müsse, zurück.
Abs. 2
wird - geringfügig ergänzt - einstimmig angenommen.
Zu Abs. 3:
Herr Blenke spricht sich dafür aus, daß der Prorektor nur aus dem
Kreis der Lehrstuhlinhaber gewählt werden sollte, Es gehe hier
nicht um die Gleichberechtigung in Forschung und Lehre, sondern da-
rum, die Gesamtuniversität nach außen zu vertreten und auch darum,
sie im Innern durch starke Maßnahmen, ggf. gegenüber Fachbereichs-
leitern (Lehrstuhlinhabern), zu leiten. Herr Lambert: Es lasse sich
aber auch ein Nichtordinarius als Prorektor denken, etwa als ein
vorzüglicher Wissenschaftsmanager. Herr Pick und Herr Wagner setzen
sich dafür ein, daß alle hauptamtlich an der Universität tätigen
Universitätslehrer wählbar sein sollen. Dieser Vorschlag wird von
den Mitgliedern der GOV angenommen (dafür 19 bei 3 Gegenstimmen).
Es wird darüber diskutiert, ob der Prorektor dem Fachbereich des
Rektors angehören dürfe. Dagegen wird vorgebracht: bessere Vertei-
lung der Gewichte (Herr Kammerer), keine Eingleisigkeit. (Herr Lam-
bert); es wird aber eingewandt, daß der Fachbereich zu klein sei,
um eine solche Eingleisigkeit zu verhindern (Herr Pick) und daß man
diese Frage der Vernunft der Wählenden überlassen solle (Herr Hun-
ken).
Ein Antrag, die vorliegende Regelung, daß der Prorektor dem Fachbe-
reich nicht angehören dürfe, beizubehalten, wird abgelehnt (dafür 5
bei 15 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Abs. 4
wird einstimmig angenommen.
Zu $ 9_(Wahlverfahren) - jetzt $5_ 10
Herr Kammerer stellt klar, daß in Abs. 2 der Vorsitzende des
Großen Senats den Nominierungsausschuß bilden solle, da der
Vorsitzende des Senats (Rektor) hierfür nicht geeignet sei.
Herr Böcker schlägt vor, einen Wahlausschuß als ständige
Einrichtung zu bilden, dem man stets derartige Aufgaben übertra-
gen könne. Außerdem sollte man, wie Herr Wagner schon vorgeschla-
gen habe, den Prorektor abschaffen und an seine Stelle als Mit-
glieder der Universitätsregierung die gem. $S 12 Abs. 3 Ziff. 3
HSchG gewählten Verwaltungsratsmitglieder einsetzen. Herr Kamme-
rer hierzu: der Verwaltungsrat würde zu sehr ein Übergewicht be-
kommen. Merr Lambert: es müsse ein Prorektor da sein, den man je-
derzeit in Anspruch nehmen könne. Herr Hunken: da der Verwaltungs-
rat nicht kontrollierbar sei, würde so der Senat in seiner Bedeu-
tung an die Wand gedrückt. Herr Addicks: die Mitglieder des Ver-
waltungsrats, die zugleich Mitglieder des Senats seien, wären für
die Aufgabe als Prorektor zu sehr ausgelastet. Herr Hofmann: die
Gefahr liege darin, daß man hier eine unerhörte Macht auf ein
nicht kontrollierbares Organ verlege.
Herr Bach meint: der Verwaltungsrat könne kontrolliert werden, z.B.
durch den Senat abgewählt werden. Das Hochschulgesetz verbiete dies
nicht: Es wird daran erinnert, daß ja z.B. auch der Rektor abge-
wählt werden könne, ohne daß dies ausdrücklich im Hochschulgesetz
erwähnt sei. Hierzu Herr Kammerer: für den Rektor sei eine Mindest
amtszeit von 1 Jahr vorgesehen; vor Ablauf dieser Zeit könne er
nicht abgewählt werden. Für die Verwaltungsratsmitglieder betrage
jedoch diese Amtszeit 4 Jahre. Nach dem Hochschulgesetz könne man
ein Verwaltungsratsmitglied nicht vorher abwählen.
Nerr Pick setzt sich dafür ein, daß der Prorektor nicht mit den
Verwaltungsratsmitgliedern identifiziert werde. Er habe eine eigene
Prägung und müsse sich aus dem Verwaltungsrat herausheben.
Es wird über den Antrag Böcker/Wagner abgestimmt, ob man die ge-
wählten Mitglieder des Verwaltungsrats als die Prorektoren betrach-




Auf Antrag von Herrn Pick wird in Abs. 2 der letzte Satz ge-
strichen, stattdessen heißt es nach !gebildet', 'der dem Se-






Zu &amp; 10 _- Großer Senat _- (Aufgaben) - jetzt S 11
LA
oa
Herr Götz beantragt, die Paragraphen 10, 11 und 12 zu streichen;
die Gestaltung der Zusammensetzung usw. sei uns genommen und man
solle die Einstellung des Hochschulgesetzes nicht durch Übernahme
noch unterstreichen. Herr Stute: es sei zweckmäßig, die zahlen-
mäßige Aufgliederung, wie sie in S 11 erfolzt sei, in der Grund-
ordnung zu belassen. Herr Böcker: unsere Grundordnung dürfte nicht
ein Stückwerk werden. Herr Dosse meint, es sei weitgehend eine Er-
messensfrage, ob man die Bestimmungen des Hochschulgesetzes jeweils
in die Grundordnung aufnehmen wolle. Er halte es bei Übernahme in
die Grundordnung für zweckmäßig, wenn dies auch beim Lesen erkenn-
bar sei, z.B. ein Hinweis mitaufgenommen werde (s. $ HSchG).
@s wird darüber abgestimmt, ob die Aufgaben des Großen Senats, wie
in $ 10 geschehen, aufgeführt werden sollen, oder nur etwa folgen-
der Hinweis aufgenommen werden soll: die Aufgaben sind durch das
Hochschulgesetz geregelt. Die Mehrheit der Mitglieder spricht sich
für Beibehaltung der bisherigen Regelung aus: Aufführung des Auf-
gabenkatalogs (dafür 13 bei 6 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen)
Als Nr. 5 kommt hinzu: Genehmigung der Satzung der Studenten-
schaft (dafür 14 ohne Gegenstimmen bei 5 Stimmenthaltungen).
Herr Springer regt an, bei Nr. 5 mithereinzunehmen: Rechtsaufsicht.
Herr Kammerer: das erfolge am zweckmäßigsten bei S 93.
Es wird beschlossen, die Regelungen, die vom Hochschulgesetz
übernommen werden, kenntlich zu machen, z.B. durch Hinvweis,
durch anderen Druck, durch Fußnote oder dgl. (dafür 13 bei 4
Gegenstimmen und 4 Stimmenthaltungen). .
Zu S 11 (Mitglieder) - jetzt $_ 12
Auf Vorschlag von Herrn Blenke wird Ziff. 4 geändert. $ 11 wird
angenommen (bei.2 Stimmenthaltungen).
x
Zu S 12 (Wahlverfahren) - jetzt S$ 13
Nerr Spanka schlägt vor, die Ziff. 3-6 zu streichen. Herr Kamme-
rer hierzu: das Verfahren würde dadurch noch umständlicher, da
dann die Wahlordnung des Kultusministeriums gelten würde.
Zu Abs. 1:
Herr Dosse beantragt eine sprachliche Anderung. Herr Volkmann, daß
nur die Mitglieder gem. Ziff. 4-9 aufgeführt werden. Herr Spanka
meint, die Regelung über die Studentenschaft könne gestrichen wer-
den. Die neue Fassung wirdmit 3 Stimmenthaltungen angenommen.
Abs. 2
wird ebenfalls mit 3 Stimmenthaltungen angenommen.
Abs. _3
wird mit einigen Änderungen angenommen
enthaltungen).
Zu Abs. 4:
Herr Kammerer auf Befragen: Es werde ein Stellvertreter für jede
Liste und nicht für jeden Kandidaten gewählt. Es werden Änderungs-
vorschläge von Herrn Volkmann berücksichtigt; Annahme des Abs. 4:
17 dafür bei 3 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen.
Zu Abs. 53
Auf Vorschlag von Herrn Hofmann wird das 'die' in der vorletzten
Zeile gestrichen. Abs. 5 wird angenommen mit 3 Gegenstimmen und
2 Stimmenthaltungen.
Abs. 6
wird angenommen (1 Gegenstimme und 4 Stimmenthaltungen).
Abs. 7
wird angenommen (4 Stimmenthaltungen).
Herr Volkmann: es dürfe eine Übergangsbestimmung nicht ver-
gessen werden für die Zeit bis zum Bestehen des Senats.
nA
Mr”
Zu S$ 13 (Vorsitz) - jetzt $ 14
Auf Vorschlag von Herrn Güth: auch der Prorektor ist nicht wähl-
bar (Annahme bei 1 Gegenstimme).
Zu $ 14 (Einberufung) - jetzt S 15
Herr Spanka beantragt, anstelle des Abs. 2 einen neuen Paragraphen
zu bilden (14 a). Herr Böcker: man solle diese Regelung am Schluß
der Grundordnung bringen.
Herr Hunken hält es für bedenklich, wenn ggf. ein einzelner Uni-
versitätslehrer (die Universitätseinrichtung) ein Antragsrecht auf
Änderung der Grundordnung beim Senat bekäme. Herr Stute meint, man
solle dieses Antragsrecht nicht erschweren, dagegen sei das Vorfilterrt
beim Senat gut. Gegen einen Vorfilter beim Senat spricht sich Herr
Götz aus, diesem solle man jedenfalls keine Entscheidungsbefugnis
zugestehen. Ebenso Herr Bertram unter Hinweis darauf, daß der Große
Senat wieder anders zusammengesetzt sei als der Senat.
Herr Addicks und Herr Güth machen den Vorschlag, auch den Versamm-
lungen einzelner Gruppen ein Antragsrecht zu geben.
Es wird diskutiert, wann und wie oft sich der Große Senat ggf. mit
Anderungsanträgen befassen müßte.
Herr Böcker schlägt vor, anstelle des Vorfilters Senat einen Grund-




Es wird abgestimmt, ob der Senat_als Filter eingeschaltet wer-
den soll (abgelehnt mit 16 Gegenstimmen bei 2 Stimmenthaltungen)
Des weiteren wird N eretehnt. ASer senat, wie Herr Götz vor-
schlägt, die Anträge lediglich mit einer Stellungnahme weiterzu-
Leiten habe (dafür 12 bei 10 Gegenstimmen).
Herr Bertram wendet sich gegen eine Vorprüfung durch den Senat,
in ihm sei z.B. die Gruppe des Akademischen Mittelbaus zu schwach
vertreten. Herr Götz hält es nicht für opportun, jetzt durch die
irundordnung festzulegen, welche Ausschüsse der Große Senat zu
bilden habe. Herr Wagner: da der Senat nicht als Filter einge-
schaltet werden solle, müsse man eben doch beschließen, wer die
entsprechenden Vorarbeiten zu erfüllen habe. Der Große Senat als
Ganzes sei zu schwerfällig. Herr Kammerer meint hierzu: der Große
Senat würde diesen Ausschuß von sich aus bilden. Herr Stute: man
solle nur festlegen, daß der Große Senat einen solchen Ausschuß
bilden könne. Herr Bach: daß er dies müsse. Der Ausschuß solle da-
rüber hinaus auch etwaige Auslegungsfragen klären.
Auf Antrag von Herrn Böcker wird beschlossen, einen S 14 a (jetzt
5 16) Grundordnungsausschuß einzufügen und wie folgt zu formulie-
ren: Der Große Senat bildet einen Ausschuß für Fragen der Grund-
ordnung und zur Behandlung von Anträgen von Mitgliedern der Univer-
sität auf Änderung der Grundordnung (dafür 14 bei 7 Gegenstimmen
und 2 Stimmenthaltungen).
Dieser Beschluß wird später dahin ergänzt, daß der Ausschuß auch
Fragen der Fortentwicklung behandeln soll (bei 1 Gegenstimme und
2 Stimmenthaltungen).
Abs, 1 des 5 1% -(jetzt S 15)
wird mit geringfügigen Änderungen einstimmig angenommen.
Es wird noch diskutiert, ob einige Regelungen des Abs. _2 sinnge-
mäß in 8 14 a (jetzt $ 16) mitübernommen werden sollen. Herr Volk-
mann und Herr Götz sprechen sich für ein beschränktes Antragsrecht
aus (etwa nur bei 20 Mitgliedern). Herr Bertram meint, ein Mitglied
müsse reichen. Herr Kammerer: der Ausschuß solle hierüber selbst
bestimmen.
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Zu $ 15 (Öffentlichkeit) - jetzt S 17
Herr Addicks beantragt zu formulieren: Der Große Senat tagt
grundsätzlich hochschulöffentlich. Für diese Formulierung
sprechen sich 16 Mitglieder aus, für die bisherige 6.
Herr Häcker beantragt, das Wort 'grundsätzlich' zu streichen,
da der Große Senat immer hochschulöffentlich tagen solle. Ab-
gelehnt (dafür 2 bei 18 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
a.
ER
Zu S$ 16 _- Senat_- (Aufgaben) _- jetzt _S 18
Es wird bemerkt, daß sich die Abs. 1 und 2 aus dem Hochschulge-
setz ergeben.
Zu Abs. 3 wird vorgeschlagen, den ganzen Aufgabenkatalog zu
streichen, zumal er doch nicht vollständig sei. Herr Kammerer
hierzu: er diene als Orientierungshilfe für neue Ordinarien usw.
Auch bisher bestehe schon ein Katalog. Herr Knauer: man sollte
den Katalog in einem Anhang regeln.
Herr Güth wünscht eine straffere Zusammenfassung und schlägt fol-
gende Aufzählung vor:
Hochschulpolitik;
Hochschulreform als ständige Aufgabe;
Planung und Entwicklung der Universität
in Lehre und Forschung; ;
die Festsetzung von übergeordneten Arbeits-
und Entwicklungsrichtlinien für Rektor und
Prorektor, für Senatsausschüsse und Verwal-
tungsrat sowie für die Fachbereiche;
die Kontrolle der vorgenannten Organe und
Gremien; ne
die Einrichtung für Anderungen und Aufhebungen
von Universitätseinrichtungen in Abstimmung
mit dem betroffenen Fachbereich,
Zu dem vorliegenden Aufgabenkatalog im GO-Entwurf werden Ergänzungs-
wrschläge gemacht von Herrn Böcker: Bildung, Veränderung und Auf-
hebung von Universitätseinrichtungen; von Herrn Kammerer: Erlaß der
a
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Auf Antrag von Herrn Stute wird beschlossen, in $ 16 Abs. 3 ei-
nen Aufgabenkatalog aufzunehmen und die einzelnen Punkte nun-
mehr durchzusprechen (dafür 19 ohne Gegenstimmen bei 3 Stimment-
haltungen).
Zu Ziff. 1
Bildungs- und Hochschulpolitik (angenommen bei 2 Gegenstimmen
und 1 Stimmenthaltung);
Zu Ziff. 2
Hochschulreform als ständige Aufgabe (einstimmig);
Ziff. 3 und 4 werden gertrichen;
Zu Ziff. 5 - jetzt Ziff. 3
Überwachung und Koordination der Arbeiten der Fachbereiche
(einstimmig angenommen);
Ergänzungsantrag Güth:,,des Senatsausschusses und Verwaltungs-
rats sowie Kontrolle dieser Organe. Herr Kammerer hierzu be-
züglich Verwaltungsrat: das wäre gegen das Hochschulgesetz.
Herr Springer: die Frage sollte man beim Verwaltungsrat prüfen;
Zu Ziff. 6
N
Herr Häcker und Herr Götz sprechen sich dafür aus, das Wort
'funktionsgerecht' zu streichen. Andere Mitglieder meinen, die
ganze Ziff. 6 sollte gestrichen werden. Herr Hofmann: der Se-
nat sei nicht unabhängig und daher auch nicht geeignet, die Funk-
tionen einer Schutzpolizei zu übernehmen. Herr Springer: der
Rektor und der Schlichtungsausschuß könnten diese Aufgabe über-
nehmen.
Ziff. 6 wird gestrichen (dafür 18 bei 3 Gegenstimmen und
1 Stimmenthaltung).
Zu Ziff. 7 - jetzt Ziff. 5
Änderungsvorschlag von Herrn Güth: Ergänzung und Erweiterung des
Lehrkörpers sowie Ernennungsvoraussetzungen hierfür.
Herr Böcker: der Begriff Berufung sei verständlicher (ebenso
GOV-Mehrheit bei 4 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung)-.
- für Vorschlag Güth: 7, dagegen 14 bei 1 Stimmenthaltung .-
Auf Antrag von Herrn Bach soll es heißen (statt Berufung): Er-
gänzung und Erweiterung des Lehrkörpers im engeren Sinn im Ein-
vernehmen mit dem Verwaltungsrat, Genehmigung von Berufungsvor-
schlägen (einstimmig angenommen).
Herr Güth: auch die Akademischen Räte müßten wohl noch mit herein.
N
Zu Ziff. 14 - jetzt Ziff. 6
Richtlinien für die Voraussetzung zur Ernennung von Mit-
gliedern des Lehrkörpers (angenommen bei 1 Stimmenthaltung).
Zu Ziff. 8 —- jetzt Ziff. 7
Verleihung der Würde eines Ehrendoktors, Ehrensenators
(angenommen bei 1 Stimmenthaltung).
Zu Ziff. 9 und 10 - jetzt Ziff. 8
-
%
Auf Antrag von Herrn Wagner zusammengefaßt: Erlaß der Habili-
tations- und Promotionsordnungen (einstimmig angenommen).
Zu Ziff. 11 - jetzt Ziff. 10
Auf Vorschlag von Herrn Pick umformuliert in: Entscheidung über
Einrichtung und Aufhebung von Studiengängen (einstimmig ange-
nommen). Initiative: zumeist Fachbereich.
Ziff. 12 entfällt
Zu Ziff. 13 - jetzt Ziff. 11
Bildung, Veränderung und Aufhebung von Universitätseinrichtun-
gen im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat (einstimmig ange-
nommen) .
Zu Ziff. 15 - jetzt Ziff. 13
Das Wort 'Festsetzung' wird beanstandet von Herrn Häcker., Der
Senat dürfe keinen Druck ausüben können, entscheiden solle al-
lein die wissenschaftliche und soziologische Analyse; von Herrn
Hunken: in ihm sei ein sich Festlegen für die Zukunft enthal-
ten, besser sei: ermitteln oder feststellen. Dagegen wird von
Herrn Dosse anerkannt, daß der Senat nach vorangegangener Er-
mittlung einen gewissen Spielraum haben müsse; Herr Lambert: es
habe sich bisher als heilsam erwiesen, wenn der Kleine Senat
auf ein Heraufsetzen der Quoten hingewirkt habe. Herr Stute: ei-
ne gewisse planerische Funktion dürfe nicht übersehen werden.
Herr Hofmann: das Entwick@l1n von Zielvorstellungen für eine
künftige Kapazität; es sollte allerdings besser auf Bundes- oder
Landesebene vorgenommen werden
Herr Bertram: Ermittlung und evtl. Einschränkung der Ausbildungs-
kapazität müsse klar unterschieden werden. Herr Volkmann regt
an, die Zusamnenarbeit mit dem Fachbereich ausdrücklich zu er-
wähnen. Herr Zoller: die alljährliche Überprüfung bzw. Neufest-
setzung sollte ebenfalls aufgenommen werden.
Auf Antrag von Herrn Güth wird folgende Formulierung be-
schlossen:
Beschlußfassung über etwaige Zulassungsbeschränkungen
auf Gründ der Kapazitätsermittlungen der Fachbereiche
(bei 2 Gegenstimmen).
Hierzu Herr Hofmann: es fehle eine Regelung, daß der Senat
zu überprüfen habe, wie der Fachbereich die Ermittlungen
vorgenommen habe.
ZI 15a - jetzt Ziff. 14
Kapazitätsplanung der Universität (einstimmig angenommen).
,
La Zu Ziff. 16 - jetzt Zirr. 15
Bestellung der Mitglieder des Schlichtungsausschusses (ein-
stimmig angenommen).
Zu Ziff. 17 - jetzt Ziff, 16
geändert auf Wunsch von Herrn Häcker: Bestellung der nicht-
studentischen Mitglieder des Disziplinarausschusses (ein-
stimmig angenommen).
Zu Ziff. 18 - jetzt Ziff. 17




Zu Zi££., 19 —- jetzt Ziff. 9
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses (einstimmig ange-
nommen); hierzu Herr Bertram: seiner Ansicht nach sei dieser
Punkt schon in Ziff. 5 enthalten.
Zu Ziff. 20 - getzt Ziff. 12 Ee
Besetzung der Stellen der Leiter zentraler Universitätseinrich-
tungen (bei 1 Stimmenthaltung).
Hiervon ist nicht nur die Universitätsbibliothek betroffen.
Herr Wagner hatte angeregt zu schreiben: Besetzung der leiten-
den Stellen.
Zu Ziff. 21 - jetzt Ziff. 4




Zu Ziff. 22 - jetzt Ziff, 18
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats (einstimmig angenom-
men). ;
Zu Ziff. 23 - jetzt Ziff. 21
Genehmigung (Rechtsaufsicht) der Satzungen der einzelnen Grup-
pen (&amp; 60 Abs. 3) (angenommen).
Br
‚Zu. Ziff. 24 - jetzt Ziff. 19
Wahl der Mitglieder des Lehrkörpers im Studentenwerk
(einstimmig angenommen).
Zu Ziff. 25 - jetzt Ziff. 20
Wahl des Kanzlers und seines Stellvertreters (einstimmig an-
genommen).
Zu Ziff. 22
Erlaß der Hausordnung, die den Gebrauch des Hausrechts regelt
(dafür 14 bei 2 Gegenstimmen und 6 Stimmenthaltungen).
Offenblieb, ob hiermit eine genaue Festlegung oder nur der
Erlaß von Richtlinien gemeint ist. Herr Bertram hatte eine Er-
gänzung angeregt: im Einvernehmen mit den anderen Gruppen.
Herr Böcker regt an, eine bessere Gliederung vorzunehmen, etwa
nach den Gesichtspunkten:
Beschlüsse in eigener Zuständigkeit
Beschlüsse zum Antrag an das Kultus-
ministerium
Beratungskomplex.
Zu 5 17 (Mitglieder) - jetzt S 19
Herr Häcker regt an, beim Kultusministerium eine Sondergenehmigung
zu beantragen, daß die Dekane nicht automatisch dem Senat angehören
sollen, sondern vielmehr eine entsprechende Zahl von Ordinarien in
den Senat hineingewählt werde. So könnte man die Fachbereichseintei-
lung unbeschwerter vornehmen, und zwar nach allein sachlichen Ge-
sichtspunkten. Herr Kammerer: auch das Kultusministerium ist an das
Nochschulgesetz gebunden und kann keine Genehmigung contra legem
Sad
erteilen. Herr Bertram: der Vorschlag sollte dem Novellierungs-
ausschuß übergeben werden. Herr Güth: vielleicht ließe sich über
&amp; 2 lISchG eine Sondergenehmigung erhalten. Herr Hunken: die No-





Herr Addicks möchte erreicht sehen, daß z.B. die Fachschaftsver-
treter an den Sitzungen als Zuhörer teilnehmen können. Falls er-
forderlich, könnte ihnen dann auch jeweils das Rederecht gestat-
tet werden. Noch einfacher sei es allerdings, wenn man sich dazu
entschließen könne, hochschulöffentliche Sitzungen als "nicht
öffentliche' Sitzungen im Sinne des $ 11 Abs. 3 letzter Satz HSchG
anzusehen.
Herr Bertram regt eine Ergänzung an als Ziff. 5: je 3 weitere Ver-
treter der üGruppen 5, 6, 7. Herr Böcker: es sollte nur eine Kann-
Bestimmung getroffen werden. Herr Volkmann: man sollte es dem Se-
nat überlassen und keine starre Regelung treffen, je nach den Be-
dürfnissen könnten weitere Vertreter hinzugezogen werden (je nach
Tagesordnung). Herr Wagner: die Arbeit des Senats sei zum großen
Teil schon in anderen Gremien vorbereitet; eine Kann-Regelung rei-
che daher.
Herr Bertram: der Senat dürfe nicht in der Zusammensetzung eine
völlig andere Struktur haben als der Große Senat, die Fachbereiche
usw. Deshalb sollten aus den Gruppen 5, 6, 7 weitere Vertreter
ständig zugezogen werden, dadurch würden auch die Schwierigkeiten
einer Überlastung, einer ausreichenden Information, einer jeweils
sachverständigen Meinungsäußerung von nur 3 Vertretern vermieden.
Herr Güth:; 3 Vertreter würden auch deshalb nicht ausreichen, weil
damit zu rechnen sei, daß der Senat mehrere Ausschüsse bilden wür-
de. Herr Stute: auch die Dekane würden vermutlich nicht wesentliche
Senatsaufgaben wahrnehmen können, da sie im Fachbereich genug zu
tun hätten, so daß also auch nur verhältnismäßig wenig Ordinarien
im Gremium des Senats umfangreiche Arbeiten übernehmen könnten.
Herr Böcker: Kommissionsmitglieder könnten auch Personen von
außerhalb der Mitgliedschaft im Senat sein.
Herr Bertram beantragt Ziff. 5 einzufügen: je 3 weitere Vertre-
ter der Gruppen 5, 6, 7 (abgelehnt: dafür 10 bei 8 Gegenstimmen
und 4Stimmenthaltungen).
Über einenA t ag,daßweitereV rtretererGrupp n5,67n ch
Bedarf hinzugezogenw rdenkönnten,irnichabgestimmt,dae -
ne entsprechendeRegelungb r itsin$19Abs.4dGO-Entwurfs
vorliegt.
Herr Bachschlägtvor,b iAbs.2Ziff.3nudenV sitzendenund
stellvertretenden VorsitzendendesP onalräats(oder3 t te
des Personalrats)vorzusehen,umeinenDualismus /Ver-
treter desechnischenundV rwaltungspersonalszuv rmeide .
Fräulein Mühlhältdiesn c tfürs nnvoll,aerP rsonalrat
nicht urdaste nischeundVe waltungspersonalv rtre e.
Herr GötzzeinerWahlzumS natkö n enandMotivgrundeli -
gen alsei erWahlzumPersonalratsvorsitzenden.D eFassung'3V r-




Ziff. 1, 2 und 4 werden angenommen.
Tagesordnung Punkt 4: Verschiedenes
1.Die nächsten Sitzungen sollen stattfinden:
14./15. 2. 1969




Aus dem Mitgliederkreis wird Herr Pick als Verhandlungsführer
für den 1l. 2. 1969 vorgeschlagen. Akklamation.
23, 2. 1969
27. 2. 1969






Folgende Änderungsvorschläge zum vorliegendenden Entwurf der
WEGE ich in der 1. E600E vorbingens:
GC
Präambel
Die Universität ist der Ort, an dem Wissenschaft betrieben wird,
Ale Ausbildung und Studium als integralen, Bestandteil auffaßt,
F
Wissenschaft ist nur in gesellschaftlichem Zusammenhang denkbar.
Dis Universität hat aiesen Zusammenhang bewußt zu machen, die ge-
selischaftlichen Ansprüche kritisch zu reflektieren und darauf
affentlich eine Antwort zu geben. Die Iniversität begreift sich
Aeghalb als ein Medium und Instrument gesellschaftlicher Weiter-
enswicklung.
$ 1% Aufgaben
(4) Die Universität Stuttgart (TH) fördert die wissenschaftliche
Forschung und Lehre und die Verbreitung der Ergebnisse und
Methoden.
sie fördert die wissenschaftliche Ausbildung und Fortbildung
in allen Disziplinen der Forschung, Sie sorgt für die Weiter-
bildung aller ihrer. Angehörigen, besonders des wissenschaft-
iichen Nachwuchses und nimmt sich der wissenschaftlichen
Fortbildung Berufstätiger an.
Sie pflegt die nationale und internationale wissenschaftiiche
Zusammenarbeit. |
Sie gestaltet die Bedingungen und gesellschftspolitischen
Prozesse mit, die die Erfüllung ihrer Aufgaben beeinflussen.
(5) Der Universität obliegt auch die soziale Förderung ihrer
Angehörigen.
Absatz 2 und 3 streichen
Begründung: )Ergibt sich zum Teil aus anderen $$ (z. B. Annahme von Wahlen),
zum Teil überflüssig ©
A
8
(1) Der Rektor vertritt die Gesamtuniversi165%.
$ 5...
(2) Wählbar ist jeder ordentliche ung außerordentliche Professor.
Einmalige Wiederwahl ist zulässig.
55
(7) © a Bräefwahl ist möglich.
\79) Nach Annahme der Wahl hat der zukünftige Rektor dafür zu sorgen,
daß die Geschäfte von Lehrstuhl und Institut durch seine Wahl
—_ zum Rektor in Forschung und Lehre sich nicht nachteilig auswirken.
(40) Bäsh. $ 9
© 9
“cheidet der Prorektor vorzeitig aus, 80 wird der neue Frorektor fly
den Rest der Amtszeit gewählt.
Änderungen der Grundordnung können von den Universitätseinrich-
sungen, von ständigen Einheiten, vombeschlußfassendenOrgander
Studentenschaft sowie von ° &gt;.




2l Wahl der Vertreter der Universität im Studentenwerk
$ 17
(2) 5. Die studentischen Ver: vcber der Fachb-+*eiche.
5 13 ;
(1) Statt "im Studentenparlament” muß es heißen "im beschlußfassenden
Organ der Studentenschaft“
$ 19




A (4) Ergängen: Die studentischen Mitglieder werden vom beschlußfassenden
Organ der Studentenschaft bestellt.
$ 21
(3) Der Verwaltungsrat ist dem Senat Rechenschaft schuldig und hab




(2) 4 Ergänzen: Siche $ 37Einsetzung von Studienkommissionen und Überwachung der
Tätigkeit der Studienkommissionen in Zusammenarbeis mit
anderen Fachbereichen / /
Statt "mit allen interessierten Studenten“ muS es heißen
"mic allen betroffenen Studenten” ;
Streichen: "Auf An trag eines Mitglicds des Fachbereichs”
ergänzen: "Offenlegung alles Haushaltsanträge und des gesamten
Haushaltsgebarens im Fachbereich"
Die wissenschaftlichen Mitarbeiter sind grundsätzlich. dem
Fachbereich zugeordnet. Auf Antrag eines Mitglieds des Fach-







1. Dekan und Prodekan . ; .
2. Die hauptamtlich an der Universität Stuttgart im Fachbereich
tätigen Universitätslehrer nach 3 16 Abs. 1, Nr. 1 und 2, die
übrigen Universitätslehrer soweit sie wichtige Aufgaben in Forschung
und Lehre wahrnehmen.
Vertreter der Gruppen a
a) akademische Mitarbeiter nach $ 16, Abs. 2, Nr: 2-4 HSchG
b) der Studenten
e) des technischen Verwaltungsapparates ;
Die in Abs, 1 Nr, 2 Genannten besetzen die Hälfte der Fakul6ät,
Aie An Abs. 2 Nr, 3 denannten die übrige Hälfte. .
Die genaue Beteiligung der Gruppen regelt eine Fakultätsoränung,
Die Fakultätsordnung wird von einem mit 6 Mitgliedern paritätisch
besetzten Ausschuß den Gruppen getrennt zur Abstimmung vorgelegt.
Jede Gruppe hat einmaliges Aufschieben des Veto-Rechts.
(2)




(3) Die Pakultätsordnung kann für bestimmte oder alle Aufgaben einerepräsentativ besetzte engere Ordnung vorsehen. Die ganze Fakultaäb
tritt mindestens einmal jähriich sur Neuwahl zusammen der engeren
Fakultäc, Größe und Zusammensetzung der engeren Fakultät werden jewei.
von der ganzen Fakultät beschlossen. TR
C493- unverändert
(2)
(1) Der Dekan beruft die Sitzungen ein.
(2) unverändert
(4%) so sin Eilfällen kann er selbst entscheiden und muß die Fakultät al
bald unterrichten.
(2) = &gt; | wählbar sind die Mitglieder der Fakultät nach $ 29 Abs. 1, Nr,
Gie im oa s 0
(2) „Scheidet der. Prodekan vorzeitig aus, so wird ein neuer Prodekan
für den Rest der Anutszeit gewählt.
(%) . 0. den Vorsitz führt der dien.
(h) streichen |
6 37 Studienkommission
(4) = oo Angebot und Zeitablauf der Lehrveranstaltungen, 0 .: „Die Studie
kommission setzt sich zu gleichen TEILEN aus Vertreßern des LeNFr-
körpers im engeren Sinne, des Lehrkörpers im weiteren Sinne und der
Studenten Zusammen.
(2) Letzter Satz wird gestrichen
(4) Die Universitätseinrichtungen sind einem, gegebenenfalls mehreren
Fachbereichen zugeorineG.
(2) Streichen: "und des Verwaltungsrats”
5 34
£2)
3%ehe Ähderungsvorschlag des 2. Physikalischen Instituts
io o p die von der Fachschaft genannt werden. Eine. darüber hinaus
gehende Regelung kann die Fakultät beschließen.
(4) Alle Gremien der aklemischen Selbstverwaltung tagen unter Seorücksich






Streichen: Die letzten beiden SAhee .$ 4
(1) 2. . „besonders festgelegt Wurde.





S_1_Aufgabe_der_Un*--rsität ($ 3 HSchG)
On
N
(1) Die Universität Stuttgart (TH) fördert die wissenschaft-
liche Forschung und Lehre und die Verbreitung der Ergeb-
nisse und Methoden. Dabei übernimmt sie Verantwortung
und erarbeitet Voraussetzungen für die gesellschaftliche
Weiterentwicklung.
Sie fördert die wissenschaftliche Ausbildung und Fort-
bildung in allen Disziplinen der Forschung. Sie sorgt
für die Weiterbildung aller ihrer Angehörigen, besonders
des wissenschaftlichen Nachwuchses, und nimmt sich der
wissenschaftlichen Fortbildung Berufstätiger an.
(3) Sie pflegt die nationale und internationale wissenschaft-
liche Zusammenarbeit.
(4) Sie gestaltet die Bedingungen in Staat und Gesellschaft
mit, die die Erfüllung ihrer Aufgaben beeinflussen,
(5) Der Universität obliegt auch die soziale Förderung ihrer
Angehörigen.
S_2_Rechtsnatur ($ 4 HSchG)
Die Universität ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.
Sie ist frei in Forschung und Lehre.
S_3_Angehörige_der_Universität ($ 5 HSchG)
(1) Der Universität gehören an:
1. die Mitglieder des Lehrkörpers
2. der Kanzler
Y die Ehrensenatoren. die immatrikulierten Studenten
5, die an ihr tätigen, nicht unter Nr. 1 fallenden
Beamten, Angestellten und Arbeiter
(2) Die Angehörigen der Universität sind verpflichtet, Ehren-
ämter in. der Selbstverwaltung der Universität in angemes-
senem Umfang zu übernehmen.
S_h4_Verpflichtung auf_die_Grundordnung
Jeder Angehörige der Universität ist verpflichtet, diese Grund-
ordnung einzuhalten.
Zweiter Abschnitt:
Organe_und Gliederung der Universität
Rektor ET
S_5_Aufgaben (S 13 HSchG)
(1) Der Rektor vertritt die Universität als Ganzes.
(2) Der Rektor ist Vorsitzender des Senats und des Verwaltungs-
rats. Er bereitet die Beschlüsse der Senate vor und führt
sie aus, Er unterrichtet den Senat und den Verwaltungsrat
über seine Amtsführung und erteilt ihnen auf Verlangen da-
rüber Auskunft.
(3) Der Rektor leitet die akademische Verwaltung nach den Be-
schlüssen und Richtlinien der Senate, Grundsätzliche Ange-
legenheiten hat er dem Senat zur Entscheidung vorzulegen.
In unaufschiebbaren Fällen kann er die Entscheidung selbst
treffen und muß dann den Senat so bald wie möglich unter-
richten. Der Rektor vertritt in diesem Bereich die Univer-
sität gerichtlich und außergerichtlich und erledigt in ei-
gener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung.
Dabei wird er vom Kanzler unterstützt, der insoweit an sei-
ne Weisungen gebunden ist, Der Rektor koordiniert die akade-
mische und die Wirtschaftsverwaltung in enger Zusammenarbeit
mit dem Kanzler nach den Beschlüssen von Senat und Verwal-
tungsrat.
(4) Der Rektor übt das Hausrecht in der Universität aus.
(5) Der Rektor gibt jährlich einmal.im Großen Senat einen Be-
richt über die Lage der Universität im politischen Bereich
und einen Rechenschaftsbericht über seine Amtsführung und
grundsätzlichen Pläne, über die Tätigkeit der Organe der
Universität sowie über das Wirken der Fachbereiche in For-
schung und Lehre.
S_6_Amtszeit_und_Wiederwahl
(1) Der Rektor wird vom Großen Senat für die Dauer von 4 Jah-
ren gewählt. Die Amtszeit beginnt am 1. April und endet
am 31. März des vierten darauffolgenden Jahres.
(2) Wählbar ist jeder ordentliche Professor. Wiederwahl ist
zulässig.
(3) Die Wahl und die Wiederwahl können abgelehnt werden.
S_7_Wahlverfahren
(1) Die Wahl findet in der Regel 1 Jahr vor dem Amtsantritt
statt.
(2) Für die Wahl ist der Große Senat zuständig. Der Senat be-
stellt für die Vorbereitung der Rektorwahl spätestens 2
Monate vor der Wahl einen Nominierungsausschuß. Diesem
müssen 4 Vertreter der ordentlichen Professoren, 1 Vertre-
ter des Lehrkörpers gemäß S 50 Abs. 1 Nr. 2 und’3, 1 Ver-
treter des Lehrkörpers gemäß S$ 50 Abs. 2 und 1 Vertreter
der Studentenschaft angehören. Ein Ausschußmitglied wird
vom Senat zum Vorsitzenden bestimmt. U
(3) Dem Nominierungsausschuß können Vorschläge eingereicht
werden. Der Nominierungsausschuß prüft die Vorschläge und
legt sie dem Vorsitzenden des Großen Senats vor.
(4) Werden keine Wahlvorschläge eingereicht, so hat der No-
minierungsausschuß mindestens einen eigenen Vorschlag auf-
zustellen und dem Vorsitzenden des Großen Senats vorzule-
gen.
(5) Die Kandidaten stellen sich dem Großen Senat vor. Die Vor-
stellung muß mindestens eine Woche vor der Wahl stattfin-
den.
(6) Für die Wahl ist die Anwesenheit von mindestens der Hälf-
te der stimmberechtigten Mitglieder des Großen Senats er-
forderlich. Die Anwesenheit wird vor Beginn der Wahlhand-
lung festgestellt. Ist der Große Senat nicht beschlußfähig,
wird nach spätestens 2 Wochen eine weitere Sitzung abgehal-
ten, in der der Große Senat ohne Rücksicht auf die Zahl der
Anwesenden beschlußfähig ist.
(7) Die Wahlhandlung wird vom Vorri*zenden des Großen Senats
geleitet.
(8) Das Wahlrecht kann nur per-Äänlich ausgeübt werden. Die Wahl
ist geheim.
(9) Gewählt ist im 1. Wahlgang, wer die absolute Mehrheit der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird diese Mehr-
heit nicht erreicht, so findet ein 2. Wahlgang statt. Dabei
ist ebenfalls der Kandidat gewählt, der die absolute Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird diese
Mehrheit noch nicht erreicht, so findet ein 3. Wahlgang statt
in dem dann der gewählt ist, der die meisten Stimmen erhält.
Wenn nur ein Kandidat zur Wahl steht, muß dieser mindestens
40 % der abgegebenen Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit
wird. eine Stichwahl durchgeführt. Bei nochmaliger Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los. Der Gewählte erklärt anschlies-
send an die Wahl, ob er sie annimmt. Lehnt er die Wahl ab, so
entscheidet der Vorsitzende, ob eine erneute Wahl sofort oder
in einer erneut einzuberufenden Sitzung des Großen Senats
durchzuführen ist. Diese Sitzung muß spätestens 1 Monat nach
der erfolglosen Wahl stattfinden. Der Nominierungsausschuß
muß erforderlichenfalls entsprechend der Absätze 3, 4 und 5
erneut tätig werden.
(10) Scheidet der Rektor vorzeitig aus, 80 wird der neue Rektor
nur für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen gewählt,
S_8_Abwahl
(1) Lehnt der Große Senat den Rechensc* 7tsbericht bei der jähr-
lichen Vorlage ab, so muß innerhalb von 14 Tagen eine neue
Sitzung des Großen Senats einberufen werden. 7
(2) In dieser Sitzung muß der Rektor die Vertrauensfrage stel-
len. Erhält er dafür keine Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der, dann ist er damit abgewählt.
Im Falle der Abwahl muß in derselben Sitzung ein neuer Rek-
tor gewählt werden. Kommt eine Wahl nicht zustande, so muß
innerhalb eines Monats der Große Senat zur Rektorwahl nach
$ 7 Abs. 2 - 5 einberufen werden. Bis zur Neuwahl leitet
der Prorektor die Universität.
Prorektor
S_9_Aufgabe- Amtszeit _und_Wiederwahl
(1) Der Rektor wird durch den Prorektor vertreten. Sind beide
verhindert, so übernimmt in der Reihenfolge des Dienstal-
ters ein gewähltes Mitglied des Verwaltungsrats die Vertre-
tung des Rektors.
Der Prorektor wird vom Senat auf die Dauer von 2 Jahren ge-
wählt. Die Amtszeit beginnt 1 Jahr bzw. 3 Jahre nach Beginn
der Amtszeit des Rektors.
(2)
(3) Wählbar ist jeder hauptamtlich an der Universität tätige
Universitätslehrer. Wiederwahl ist zulässig.
(4) Die Wahl und die Wiederwahl können abgelehnt werden.
$_10_Wahlverfahren
(1) Die Wahl findet in der Regel 6 Monate vor dem Amtsantritt
statt.
(2) Der Rektor schlägt dem Senat einen Kandidaten vor. Dieser
bedarf der Wahl durch den Senat. Ist bereits ein neuer Rek-
tor gewählt, der sein Amt noch nicht angetreten hat, 80 ist
dessen Einvernehmen zu dem Vorgeschlagenen herbeizuführen.
Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, ein Einvernehmen mit
dem künftigen Rektor nicht erzielt oder schlägt der Rektor
niemand vor, dann wird vom Vorsitzenden des Großen Senats
ein Nominierungsausschuß nach $ 7 Abs. 2 gebildet, der dem
Senat mindestens einen Kandidaten vorschlägt.
(3) Scheidet der Prorektor vorzeitig aus, so wird der neue Pro-
rektor nur für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen
gewählt.
Großer Senat
S_11_Aufgaben (S$ 10 HSchG)
Der Große Senat hat folgende Aufgaben:
1. Beschluß über die Änderung der Grundordnung
2. Wahl des Rektors
jährliche Entgegennahme und Erörterung des Rechenschafts-
berichts des Rektors
Behandlung von Angelegenheiten, die ihm durch Beschluß
des Senats oder Verwaltungsrats zugewiesen sind
5. Genehmigung der Satzung der Studentenschaft (S 93).
$_12_Mitglieder ($ 10 HSchG)
Dem Großen Senat gehören an:
1. der Rektor
2. der Prorektor
3. die Dekane und Prodekane
4, 28 Angehörige des Lehrkörpers nach $ 50 Abs, 1 Nr. 1
auf die Dauer von 4 Jahren
5. 9 Angehörige des Lehrkörpers nach $ 50 Abs. 1 Nr. 2
auf die Dauer von 2 Jahren
6. 9 Angehörige des Lehrkörpers nach S 50 Abs. 2 Nr. 1 und 2
auf die Dauer von 2 Jahren
7. 10 Angehörige des Lehrkörpers nach $ 50 Abs, 2 Nr, 3 und
4 auf die Dauer von 2 Jahren
8... 28 Vertreter der Studentenschaft auf die Dauer von 1 Jahr
9. 3 Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals auf
die Dauer von 2 Jahren mit beratender Stimme
10. der Kanzler mit beratender Stimme,
$_13_Wahlverfahren (SS 15 und 66 HSchG)
(1) Die Mitglieder des Großen Senats gemäß $ 12 Nr. 4 bis 9
werden von allen Mitgliedern ihrer Gruppe in getrennten
Wahlgängen in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt.
(2) Der Rektor bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Er
kann Angehörige der Universität zu seiner Unterstützung
hinzuziehen.
(3) Gewählt wird aufgrund von Wahlvorschlägen unter Berück-
sichtigung der Grundsätze der Verhältniswahl. Die Wahlvor-
schläge dürfen höchstens doppelt so viel Bewerber enthal-
ten, wie Mitglieder zu wählen sind. Jeder Wähler hat soviel
Stimmen, wie Mitglieder zu wählen sind. Die Verbindung von
Wahlvorschlägen ist unzulässig. Wahlvorschläge der in S 12
Nr. 4 bis 7 aufgeführten Gruppen müssen von mindestens 10
Mitgliedern dieser Gruppen, Wahlvorschläge der in $ 12 Nr.
8 und 9 aufgeführten Gruppen von mindestens 50 Personen un-
terzeichnet sein. Mit dem Wahlvorschlag ist das schriftli-
che Einverständnis des Bewerbers einzureichen. Ein Bewerber
darf sich nicht in mehrere Wahlvorschläge aufnehmen lassen,
Ein Wahlberechtigter kann für dieselbe Wahl nur 1 Wahlvor-
schlag unterzeichnen.
(4) Sind mehrere Wahlvorschläge einer Gruppe eingereicht, so
sind als Mitglieder diejenigen Bewerber gewählt, die die
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Beim Ausscheiden
eines gewählten Mitglieds rückt nach, wer auf dem gleichen
Wahlvorschlag wie dem des gewählten Mitglieds die nächst-
höchste Stimmenzahl erreicht hat. Bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los.
(5) Wird von einer Gruppe nur ein gültiger oder kein Wahlvor-
schlag eingereicht, findet eine Mehrheitswahl ohne Bindung
an vorgeschlagene Bewerber statt.
(6) Ein Wahlberechtigter, der verschiedenen Gruppen angehört,
ist nur in einer Gruppe wahlberechtigt. Er hat vor der Wahl
eine Erklärung darüber abzugeben, welcher Gruppe er als
Wahlberechtigter angehören will.
(7) Die Wahlprüfung ist Sache des Senats.
S_1l_Vorsitz ($ 10 HSchG)
Der Große Senat wählt aus seiner Mitte für die Dauer von 2 Jah-
ren einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Rektor und
Prorektor sind nicht wählbar.
$_15_Einberufung
Der Große Senat ist mindestens einmal jährlich vom Vorsitzenden
einzuberufen. Er ist ferner einzuberufen, wenn der Rektor, der
Senat oder ein Drittel der Mitglieder des Großen Senats es for-
dern. Die Einladung zu der Sitzung und die Tagesordnung sind den
Mitgliedern mindestens zwei Wochen vorher schriftlich mitzutei-
len.
$_16_Grundordnun”sausschuß
Der Große Senat bildet einen Ausschuß für Fragen der Fort-
entwicklung der Grundordnung und zur Behandlung von Anträ-
gen von Mitgliedern der Universität auf Änderung der Grund-
ordnung.
S_17_Offentlichkeit
Der Große Senat tagt grundsätzlich hochschulöffentlich,.
Der Senat
S_18_Aufgaben ($ 11 HSchG)
(1) Der Senat entscheidet über alle Angelegenheiten der Uni-
versität, soweit sie nicht in der Grundordnung einem ande-
ren Organ, den Ständigen Einheiten für Forschung und Lehre
oder den Universitätseinrichtungen übertragen sind.
(2) Der Senat ist insbesondere zuständig für
1. Bildungs- und Hochschulpolitik
2. Hochschulreform als ständige Aufgabe
Überwachung und Koordination der Arbeiten der Fach-
bereiche
Genehmigung der Geschäftsordnungen der Fachbereiche
Ergänzung und Erweiterung des Lehrkörpers im enge-
ren Sinne im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat
und Genehmigung von Berufungsvorschlägen
Richtlinien für die Voraussetzungen zur Ernennung
von Mitgliedern des Lehrkörpers
Verleihung der Würde eines. Ehrendoktors, Ehrensena-
tors
8. Erlaß der Habilitations- und Promotionsordnungen
9. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
10. Entscheidung über Einrichtung und Aufhebung von
Studiengängen
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11, Bildung, Veränderung und Aufhebung von Universi-
tätseinrichtungen im Einvernehmen mit dem Verwal-
tungsrat
Besetzung der Stellen der Leiter zentraler Univer-
sitätseinrichtungen
Beschlußfassung über etwaige Zulassungsbeschrän-
kungen aufgrund der Kapazitätsermittlungen des Fach-
bereichs
Kapazitätsplanung der Universität
Bestellung der Mitglieder des Schlicht*--
ses ;
Bestellung der nichtstudentischen Mitglieder des
Disziplinarausschusses
17. Erlaß einer Verfahrensordnung für Disziplinarsachen
18, Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats
19. Wahl der Mitglieder des Lehrkörpers im Studentenwerk
20. Wahl des Kanzlers und seines Stellvertreters .
21. Genehmigung (Rechtsaufsicht) der Satzungen der ein-
zelnen Gruppen (S 60 Abs. 3)





$_19_Mitglieder (S$ 11 HSchG)
(1) Dem Senat gehören mit vollem Stimmrecht an:
1. der Rektor als Vorsitzender
2. der Prorektor als stellvert-7 "--2er Vor:tzender
3. die Dekane
4, 3 Angehörige des Lehrkörpers nach $ 50 Abs. 1 Nr. 1
auf die Dauer von 4 Jahren
5. 3 Mitglieder des Lehrkörpers nach $ 50 Abs, 1 Nr. 2
auf die Dauer von 2 Jahren
6. 3 Mitglieder des Lehrkörpers nach $ 50 Abs. 2 Nr. 1
- 4 auf die Dauer von 2 Jahren
7. 3 Vertreter der Studentenschaft auf die Dauer von
1 Jahr
(2) An den Sitzungen des Senats nehmen mit beratender Stimme
teil:
der gewählte Rektor und Prorektor vor ihrem Amts-
antritt ;
2. der Kanzler
3. 3 Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals
4, die Leiter der zentralen Universitätseinrichtungen
in Angelegenheiten, die diese unmittelbar betreffen.
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